
Gemeinde Simmelsdorf
Landkreis Nürnberger Land

Gemeinde Simmelsdorf
Nürnberger Straße 16
91245 Simmelsdorf

Widerspruch gegen die Datenübermittlung
nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) sowie dem Melderechtsrahmengesetz (MRRG)

Antragsteller

Name, Vorname(n)

Geburtsdatum Geburtsort

Straße, Haus – Nr. PLZ, Wohnort

Nach Maßgabe des Meldegesetzes beantrage ich die Einrichtung folgender Auskunfts-/Übermittlungssperren:

 1. Auskunfts- bzw. Übermittlungssperren, für die keine Begründung erforderlich ist:

        Datenübermittlung an Parteien, Wählergruppen oder Träger von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen oder Abstimmungen (§ 50 Abs. 5 Bundesmeldegesetz)

        Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften (§ 42 Abs. 3 
Bundesmeldegesetz)

        Datenübermittlungen an das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr (§ 36 Abs. 2      
Bundesmeldegesetz)

        Datenübermittlungen an Mandatsträger, Presse und Rundfunk über Alters- und Ehejubiläen (§ 50    
Abs. 5 Bundesmeldegesetz)

        Datenübermittlungen an Adressbuchverlage für die Herausgabe von Adressbüchern (§ 50 Abs. 5 
Bundesmeldegesetz)

2. Auskunftssperren, für die eine Begründung erforderlich ist:
      Auskunftssperre, da Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Belange entstehen kann                              

           (§ 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz)

Begründung

Bemerkungen/Vermerke/Entgegen genommen

Ort, Datum Unterschrift des Erklärenden Unterschrift des Ehegatten



Widerspruch gegen Datenübermittlungen an Parteien, Wählergruppen oder Träger von Wahl-
vorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen oder Abstimmungen (§ 50 Abs. 5 Bundesmeldege-
setz)

Die Meldebehörden erteilen auf Anfrage Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen 
im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der  
Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister. Hierzu gehören auch Ab-
stimmungen im Zusammenhang mit Volksbegehren, Volksentscheiden sowie Bürgerentscheiden.

Widerspruch gegen Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften (§ 42 
Abs. 3 Bundesmeldegesetz)

Die  Meldebehörden  übermitteln  Daten  Familienangehöriger,  die  nicht  derselben  oder  in  keiner  öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft sind, an die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften de anderen 
Familienangehörigen. Familienangehörige sind der Ehegatte oder Lebenspartner, minderjährige Kinder und 
die Eltern minderjähriger Kinder.

Der Widerspruch verhindert nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts an die 
jeweilige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft. Die Sperre gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steu-
ererhebungsrechtes der jeweiligen Kirche übermittelt werden.

Widerspruch gegen Datenübermittlungen an das  Bundesamt für Personalmanagement  der 
Bundeswehr (§ 36 Abs. 2 Bundesmeldegesetz)

Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial übermitteln die Meldebehörden dem Bundesamt für 
Personalmanagement der Bundeswehr jährlich bis 31.03. Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörig-
keit, die im nächsten Jahr volljährig werden.

Widerspruch gegen Datenübermittlungen an Mandatsträger, Presse und Rundfunk über Al-
ters- und Ehejubiläen (§ 50 Abs. 5 Bundesmeldegesetz)

die Meldebehörden übermitteln auf Anfrage Mandatsträgern, Presse oder Rundfunk Auskünfte aus dem Mel-
deregister über Alters- und Ehejubiläen. Altersjubiläen sind der 70., jeder fünfte weitere Geburtstag und ab  
dem 100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag.

Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Ehejubiläum. Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden, bei 
denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen.

Widerspruch  gegen  Datenübermittlungen  an  Adressbuchverlage  für  die  Herausgabe  von 
Adressbüchern (§ 50 Abs. 5 Bundesmeldegesetz)

Die Meldebehörden übermitteln auf Anfrage Adressbuchverlagen Familienname, Vornamen, Doktorgrad und 
derzeitige Anschrift zu allen Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die übermittelten Daten 
dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressverzeichnisse in Buchform) verwendet werden.

2. Auskunftssperren, für die eine Begründung erforderlich ist:

Auskunftssperren, bei Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdi-
ge Belange

Die Entscheidung über Ihren Antrag liegt im Ermessen der Meldebehörde. Wird dem Antrag zugestimmt,  
wirkt die Auskunftssperre gegen alle, ausgenommen öffentliche Stellen und den Betroffenen selbst. Der An-
trag muss begründet sein; evtl. können Nachweise gefordert werden.
Haben Sie mehr als eine Wohnung, so gilt die Auskunftssperre nur für die Meldebehörde, bei der Sie die Aus-
kunftssperre beantragt haben; gegebenenfalls auch bei der Meldebehörde der letzten früheren Wohnung und 
den für weitere Wohnungen zuständigen Meldebehörden eine Auskunftssperre beantragen.


	Markierfeld 1: Off
	Markierfeld 1_2: Off
	Markierfeld 1_3: Off
	Markierfeld 1_4: Off
	Markierfeld 1_5: Off
	Markierfeld 1_6: Off
	Markierfeld 1_7: Off
	Textfeld 1: 
	Textfeld 1_2: 
	Textfeld 1_3: 
	Textfeld 1_4: 
	Textfeld 1_5: 


